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Jede Flasche Aspirin, die in den Vereinigten Staaten verkauft 

wird, enthält einen Warnhinweis an die Eltern, dass die Einnah-

me von Aspirin bei Kindern mit Viruserkrankungen das Risiko 

erhöht, das Reye-Syndrom zu entwickeln. Bevor die obligatori-

schen Warnhinweise von der Food and Drug Administration 

(FDA) eingeführt wurden, war die Zahl der Reye-Syndrome* 

erheblich: 555 Fälle wurden im Jahr 1980 gemeldet. Eines von 

drei Kindern, die das Reye-Syndrom entwickelten, starb daran.

(1) Der Konsum von Aspirin erhöht das Risiko des Reye-Syn-

droms um schätzungsweise 4000 Prozent. (2) Heute werden 

jährlich weniger als eine Handvoll Fälle des Reye-Syndroms 

pro Jahr gemeldet; der Warnhinweis und die Aufklärungskam-

pagne  haben das Leben von Hunderten von Kindern gerettet.

(1,3,4) 

 

Obwohl das Verschwinden des Reye-Syndroms als ein 

"Triumph für die öffentliche Gesundheit" betrachtet wird, (5) ist 

es ein bittersüßer Triumph. Während die Aspirin-Industrie die 

Bemühungen der Regierung, Eltern zu warnen, verzögerte mit 

dem Argument, dass die wissenschaftlichen Beweise unvoll-

ständig, unklar oder unsicher seien, wurde eine ungezählte 

Anzahl von Kindern behindert oder starb am Reye-Syndrom.  

 

Nach der Veröffentlichung von vier Studien, die zeigten, dass 

Kinder  mit Windpocken oder Grippe, die Aspirin einnahmen, 

wahrscheinlich mehr das Reye-Syndrom entwickeln, gaben die 

Centers for Disease Control (CDC) im Jahr 1980 eine Warnung 

an die medizinische Gemeinschaft heraus. Aber die Aspirin-

Industrie  war in der Lage, mit Unterstützung des Office of 

Management and Budget des Weißen Hauses, ein großes öf-

fentliches Aufklärungsprogramm  der Regierung um zwei Jahre 

und die Kennzeichnungspflicht vier Jahre lang hinauszuzögern. 

(6) Obwohl die vier Studien für die CDC ausreichten, um War-

nungen auszusprechen, verwies die Industrie auf 17 spezifische 

"Mängel" in den Studien (7) und bestand darauf, dass mehr 

zuverlässige Studien benötigt würden, um einen kausalen Zu-

sammenhang zwischen Aspirin und dem Reye-Syndrom herzu-

stellen. Die Aspirin-Industrie behauptete dies weiterhin trotz 

der Schlussfolgerung eines beratenden Bundesausschusses, 

dass Kinder mit viralen Infektionen Aspirin meiden sollten,  

und ging sogar so weit, eine öffentliche Werbesendung zu 

finanzieren, in der behauptet wird: "Wir wissen, dass kein Me-

dikament nachweislich die Reye-Krankheit verursacht.“ 

(Hervorhebung im Original). (8) 

 

Ein Rechtsstreit der Public Citizen's Health Research Group 

(HRG) zwang schließlich die widerspenstige Reagan-Regierung 

dazu, die Warnhinweise 1986  verbindlich zu machen. 

 

Die Aspirinhersteller haben die Strategie, die zugrundeliegen-

de Wissenschaft  in Frage zu stellen, um eine Regulierung zu 

verhindern, nicht erfunden; sie wurde Jahrzehnte lang erfolg-

reich von Umweltverschmutzern und Herstellern gefährlicher 

Produkte angewandt. Diese Strategie ist inzwischen so üblich 

geworden, dass es ungewöhnlich ist, wenn die Wissenschaft 

hinter einer in den Vereinigten Staaten vorgeschlagenen öf-

fentlichen Gesundheits- oder Umweltvorschrift nicht von ei-

nem Unternehmen angefochten wird, das von der Regulierung 

betroffen ist. Das Nationale Toxikologie Programm der USA 

(NTP) zum Beispiel veröffentlicht eine Liste von Substanzen, 

die Krebs verursachen können.(9) Bevor eine neue Substanz in 

die Liste aufgenommen wird, findet ein öffentliches Verfahren 

mit mehreren unabhängigen wissenschaftlichen Überprüfun-

gen statt. In dem Bemühen, das Etikett "krebserregend" zu ver-

meiden, wehrten sich von der Industrie beschäftigte Wissen-

schaftler gegen die Einstufung als krebserregend bei alkoholi-

schen Getränke, (10) Beryllium, (11,12) kristallines Siliziumdi-

oxid, (13,14) Ethylenoxid, (15-17) Nickelverbindungen,(18) und 

bestimmte Holzstäube, (19) und stellten die Beweise für vorge-

schlagene Einstufungen in Frage. In jedem dieser Fälle war der 

Stoff bereits von der Internationalen Agentur für Krebsfor-

schung als krebserregend für den Menschen eingestuft wor-

den. (20) Außerdem bestätigte in jedem dieser Fälle das Gre-

mium aus nichtstaatlichen Wissenschaftlern, das die der NTP-

Nominierungen prüfte, die verfügbaren Beweise und  stimmte 

für die Aufrechterhaltung der Einstufung krebserregend. 

 

Wenn neue Verordnungen in Erwägung gezogen werden, wer-

fen die Gegner das Problem der wissenschaftlichen Ungewiss-

heit auf, egal wie aussagekräftig oder schlüssig die Beweise 

sind. Innerhalb der wissenschaftlichen Gemeinschaft besteht 

zum Beispiel ein weit verbreiteter Konsens darüber, dass ultra-

violette Strahlung mit breitem Spektrum, (UV-)Strahlung von 

Sonnenlicht und Bräunungslampen Hautkrebs, verursacht. 

Dennoch haben die Indoor Tanning Association (21) und ande-

re (22,23) versucht, die Einstufung durch das NTP als krebser-

regend zum Scheitern zu bringen, indem sie die wissenschaft - 

——— 
* Das Reye-Syndrom:  eine akute Schädigung des Gehirns  und Leberverfettung  
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Die Gegner von Gesundheits- und Umweltvorschriften versuchen oft, "Unsicherheit zu erzeugen“, indem sie die Gültigkeit der wissen-

schaftlichen Beweise, auf denen die Vorschriften beruhen, in Frage stellen. Obwohl diese Strategie vor allem von der Tabakindustrie 

verfolgt wird, wird sie auch von den Herstellern anderer gefährlicher Produkte angewandt. Ihre Befürworter verwenden das Etikett 

"Junk Science", um Forschung lächerlich zu machen, die mächtige Interessen bedroht. 

 

Diese Strategie der Erzeugung von Ungewissheit steht im Widerspruch zum Grundsatz der öffentlichen Gesundheit, dass Entscheidun-

gen auf der Grundlage der besten verfügbaren Erkenntnisse getroffen werden müssen. Das öffentliche Gesundheitssystem muss si-

cherstellen, dass wissenschaftliche Erkenntnisse auf eine Weise bewertet werden, dass die Gesundheit der Bevölkerung und die Um-

welt angemessen geschützt werden. (Am J Public Health. 2005;95:S39–S48. doi:10.2105/AJPH.2004.043059) 
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lichen Beweise, mit denen die UV-Strahlung  als krebserregend 

eingestuft wurde, in Frage stellten. 

 

Auch Umweltaktivisten können sich schuldig machen und die 

wissenschaftliche Ungewissheit ausnutzen für politische Ziele 

durch eine übereifrige Anwendung des so genannten  "Vorsor-

geprinzips". Wenn die Abwägung von potenziellen Risiken und 

Nutzen in eine Forderung nach Gewissheit umgewandelt  wird, 

damit eine Politik oder Maßnahme keinen Schaden anrichten 

werden, können wissenschaftliche Fortschritte oder Interven-

tionen im Bereich der öffentlichen  Gesundheit, die das Poten-

zial haben, die menschlichen Bedingungen zu verbessern,  

verunglimpft und verzögert werden. (24,25) 

 

Parallel zu ihren Versuchen, die Regulierung zu verzögern oder 

Regulierung durch die Behauptung wissenschaftlicher Unsi-

cherheit zu verhindern, haben die Hersteller von umweltschäd-

lichen und gefährlichen Produkten die "Junk Science"-Bewe-

gung gefördert, die versucht, die öffentliche Meinung zu be-

einflussen, indem sie Wissenschaftler, deren Forschung mäch-

tige Interessen bedroht, lächerlich macht, ungeachtet der Qua-

lität der Forschung dieser Wissenschaftler. Befürworter dieser 

Sichtweise behaupten, dass viele der wissenschaftlichen Stu-

dien (und wissenschaftlichen Methoden), die in den regulie-

renden und juristischen Bereichen verwendet werden, grund-

sätzlich fehlerhaft, widersprüchlich oder unvollständig sind, sie 

behaupten,  dass es falsch oder verfrüht ist, die fragliche Expo-

sition zu regulieren oder Arbeitnehmer oder Anwohner zu ent-

schädigen, die möglicherweise durch die Exposition krank ge-

worden sind. 

 

Wissenschaftliche Unsicherheit ist bei der Gestaltung von Pro-

grammen zur Krankheitsprävention unvermeidlich. Wissen-

schaftler können den Menschen keine giftigen Chemikalien 

verabreichen, um zu sehen, welche Dosis Krebs verursacht. 

Stattdessen untersuchen wir die Auswirkungen an Labortieren, 

und wir machen uns die "natürlichen Experimente" zunutze, 

wo der Mensch bereits exponiert wurde. Sowohl epidemiologi-

sche als auch Laborstudien sind mit vielen  Unsicherheiten 

behaftet, und Wissenschaftler müssen aus studienspezifischen 

Beweisen extrapolieren, um kausale Schlüsse zu ziehen und 

Schutzmaßnahmen zu empfehlen. Absolute Gewissheit ist sel-

ten eine Option. 

 

Durch Vergrößerung und Ausnutzung dieser Unsicherheiten 

waren die Verursacher und Hersteller von gefährlichen Produk-

ten bemerkenswert  erfolgreich, oft über Jahrzehnte Vorschrif-

ten und andere Maßnahmen zu verzögern,  die die Gesundheit 

und Sicherheit von Einzelpersonen und Gemeinden schützen. 

 

Diese Strategie, die als Instrument der Öffentlichkeitsarbeit 

begann, wird nun in rechtlichen und regulativen Arenen ange-

wandt und schränkt die Fähigkeit der Justiz- und Regulie-

rungssysteme ein, Themen der öffentlichen Gesundheit und 

der Entschädigung der Opfer anzusprechen. Das Urteil des 

Obersten Gerichtshofs der USA von 1993 Daubert gegen Mer-

rell Dow Pharmaceuticals, Inc (26) ermöglichte den Herstellern 

von Produkten, die angeblich Schaden verursacht haben,  

glaubwürdige Wissenschaft und Wissenschaftler von Gerichts-

verfahren auszuschließen. (27) In ähnlicher Weise bietet  der 

Data Quality Act (28) den Parteien einen Mechanismus, Unter-

schiede  zwischen Wissenschaftlern zu verstärken, um Regulie-

rung und Opferentschädigung zu vermeiden. 

 

 

Unser Ziel ist die Untersuchung der historischen Entwicklung 

und der aktuellen Anwendungen der Strategien zur "Herstel-

lung von Ungewissheit" und "Junk Science" unter Berücksichti-

gung ihrer Beziehung zu dem, was man am besten als Paradig-

ma der öffentlichen Gesundheit bezeichnen könnte. Die Vor-

beugung von Krankheiten und die Förderung von Gesundheit 

sind die grundlegenden Ziele des öffentlichen Gesundheitswe-

sens. Das Paradigma der öffentlichen  Gesundheit besagt, dass 

die zum Schutz der Öffentlichkeit ergriffenen Maßnahmen auf 

den besten derzeit verfügbaren Beweisen basieren müssen. 

Das Paradigma der öffentlichen Gesundheit rennt frontal ge-

gen orchestrierte Kampagnen zur Erzeugung von Unsicherheit 

an, wobei die Befürworter von Sicherheit und Gesundheits-

schutz, die die wissenschaftliche Ungewissheit anerkennen, 

sich mit deren Gegnern messen, die aus dem Unbekannten 

Kapital schlagen, um Schutzmaßnahmen zu verhindern. 

 

DIE TABAKINDUSTRIE: "ZWEIFEL IST UNSER PRODUKT" 

 

Vielleicht hat keine andere Industrie die Strategie der Förde-

rung von Zweifel und Ungewissheit über einen längeren Zeit-

raum effektiver eingesetzt als die Tabakindustrie. Fast ein hal-

bes Jahrhundert lang heuerten die Tabakkonzerne Wissen-

schaftler an, um zu bestreiten erstens, dass Raucher ein höhe-

res Risiko haben, an Lungenkrebs zu sterben, zweitens, die 

Rolle des Tabakkonsums bei Herzkrankheiten und anderen 

Krankheiten, und schließlich den Nachweis, dass Tabakrauch in 

der Umwelt das Krankheitsrisiko von Nichtrauchern erhöht. In 

jedem dieser Fälle gelangte die wissenschaftliche Gemein-

schaft schließlich zu dem Konsens, dass Tabakrauch diese Er-

krankungen verursacht. (29-31) Trotz der überwältigenden 

wissenschaftlichen Beweise und der durch Tabakrauch beding-

ten Todesfälle von Millionen von Rauchern, gelang es der Ta-

bakindustrie, eine Kampagne zu führen, die jahrzehntelang 

erfolgreich Regulierung und Entschädigung der Opfer verzö-

gerte. (32-34) 

 

Nach einem strategischen Plan, der Mitte der 1950er Jahre von  

Hill and Knowlton (H&K) entwickelt wurde, stellte die Tabakin-

dustrie Wissenschaftler an und gab Forschung in Auftrag, um 

den wachsenden wissenschaftlichen Konsens über den Zusam-

menhang zwischen Zigarettenrauchen und schwerwiegenden 

gesundheitlichen Folgen in Frage zu stellen. Ursprünglich wur-

de H&K beauftragt, die öffentlichen Auswirkungen eines Be-

richts der Amerikanischen Krebsgesellschaft, der Tabak mit 

Lungenkrebs in Verbindung bringt, zu minimalisieren. Auf den 

Rat der Experten von H&K hin betonte die Tabakindustrie drei 

grundlegende Punkte: "Dass Ursache-Wirkung Beziehungen 

nicht nachgewiesen sind, dass statistische Daten keine Antwor-

ten  liefern und dass viel mehr Forschung erforderlich ist. "(35) 

 

Das Ziel der Tabakindustrie war die wissenschaftliche Unsicher-

heit zu fördern. In einem vertraulichen Memorandum rühmten 

sich die  H&K-Berater, dass sie nach 5 ½ Jahren Arbeit erfolg-

reich "ein Bewusstsein für die Zweifel und Unsicherheiten für 

die Vorwürfe gegen die Zigaretten“ geschaffen hatten. H&K 

schrieb der vom Tabak finanzierten Forschung zu, dass sie „die 

Erkenntnis erzwang, dass die Theorie von der Verursachung 

von Lungenkrebs durch Zigaretten wissenschaftlich nicht be-

legt ist" und "viele stichhaltige Fragen bezüglich der Gültigkeit 

der Zigarettentheorie zur Sprache brachte. "(36) 
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Die Tabakindustrie erkannte den Wert, die Debatte in der wis-

senschaftlichen Gemeinschaft über die Ursache-Wirkung-

Beziehung zwischen Rauchen  und Lungenkrebs auszudehnen. 

In den 1960er Jahren veröffentlichte das Tobacco Institute eine 

Zeitschrift mit dem Titel Tobacco and Health Research, die sich 

an Mediziner und Wissenschaftler richtete. Die Kriterien für die 

Veröffentlichung von Artikeln in dieser Zeitschrift waren klar 

und deutlich: "Das wichtigste ist eine Geschichte, die Zweifel 

an der Ursache-Wirkungs-Theorie von Krankheit und Rauchen 

aufwirft." Um sicherzustellen, dass die  Botschaft klar vermittelt 

wird, riet die PR-Firma, dass Schlagzeilen "den Punkt deutlich 

herausstellen sollten-Kontroverse! Widersprüchlichkeit! Andere 

Faktoren! Unbekanntes!"(37) 

 

Die gleiche Botschaft wurde der Öffentlichkeit vermittelt. Die 

Aussage eines Geschäftsführers einer Tabakfirma: "Zweifel ist 

unser Produkt, denn es ist das beste Mittel, um mit dem 

'Faktenbestand´, der in den Köpfen der Öffentlichkeit existiert, 

zu konkurrieren. Es ist auch das Mittel, um eine Kontroverse zu 

etablieren“ (Hervorhebung hinzugefügt). (38) 

 

Die Kühnheit und der Erfolg dieser Kampagne, zusammen mit 

dem fast unvorstellbaren menschlichen Tribut, der mit dem 

Zigarettenrauchen verbunden ist, haben dazu geführt, dass die 

Tabakindustrie im öffentlichen Bewusstsein als ein einzigartig 

ruchloses, wenn nicht gar kriminelles Unternehmen bezeichnet 

wird. (Genauso wie es einen Streit über die wissenschaftlichen 

Beweise gab, fördert die Tabakindustrie nun eine alternative 

Interpretation der Geschichte dieses Streits. Der Historiker Ro-

bert Proctor hat berichtet, dass die Industrie Historiker beauf-

tragt hat, in Gerichtsverfahren auszusagen, dass "jeder immer 

gewusst hat, dass Zigaretten gefährlich sind, und selbst nach 

1964 noch "Raum für verantwortungsvolle Meinungsverschie-

denheiten"  mit der zeitgleichen Schlussfolgerung des US Sur-

geon General vorhanden war,  dass Tabak eine der Hauptursa-

chen für Tod und Verletzungen ist".) (39)  Aber die Tabakin-

dustrie ist nicht allein. Ungewissheit und Zweifel an wissen-

schaftlichen Beweisen zu produzieren, ist allgegenwärtig in der 

organisierten Opposition gegen die Versuche  der Regierung, 

Gesundheitsrisiken zu regulieren. 

 

VERLEUGNUNG DER BEWEISE IN DER 

VOR-REGULIERUNGSZEIT 

 

Beginnend in den ersten Jahren des 20. Jahrhunderts gab es 

eine Reihe von Episoden, in denen Industriezweige konfron-

tiert waren mit Behauptungen, ihre Produkte seien schädlich 

für die menschliche  Gesundheit. Sie versuchten, die wissen-

schaftliche Grundlage der gesundheitlichen Bedenken zu be-

streiten. Die Industrien, die gefährliche Produkte herstellten, 

reagierten, indem sie der Öffentlichkeit beteuerten, ihre Pro-

dukte seien sicher. Sie taten dies, indem sie die Studien angrif-

fen, die nahe legten, dass Anwender durch diese Produkte 

geschädigt werden könnten (40,41)  

 

Die Blei-Industrie 

Gerald Markowitz, David Rosner (42,43) und Christian Warren 

(44) berichteten über die Bemühungen der Bleibranche, Ent-

scheidungsträger und die Öffentlichkeit in die Irre zu führen 

und die Öffentlichkeit zu täuschen, um weiterhin den  Verkauf 

von verbleiter Farbe und verbleitem Benzin zu schützen. Diese 

Historiker des öffentlichen Gesundheitswesens stellen fest, 

dass in den frühen 1900er Jahren Blei als Berufsrisiko bekannt 

war und mehrere europäische Länder bereits die Verwendung 

von Bleiweiß als Bestandteil von Innenfarben verboten hatten. 

Als jedoch in den Vereinigten Staaten Fälle von Bleivergiftun-

gen bei Arbeitern in den 1920er Jahren auftraten, lenkte die 

Industrie meisterhaft die Aufmerksamkeit von den vergifteten 

Arbeitern ab und betonte, dass viele andere bleiexponierte 

Arbeiter, wie z. B. Chauffeure, keine negativen gesundheit-

lichen Auswirkungen zeigten. (42) Sie schoben  die Schuld vom 

Blei selbst und dem Herstellungsprozess auf die  Arbeiter, und 

behaupteten, sie hätten schlampige Gewohnheiten und wären 

nachlässig. In den 1930er und 1940er Jahren, als Artikel über 

Fälle von bleivergifteten Kindern in medizinischen Zeitschriften 

veröffentlicht wurden, wies die Industrie die Behauptungen 

zurück und verteidigte ihre Produkte erneut, indem sie die 

Schuld diesmal den vergifteten Kindern gab, die "von vornhe-

rein nicht normal waren". (42) 

 

Die chemische Industrie 

Die chemische Industrie war alarmiert, als in den frühen 1950er 

Jahren eine vielbeachtete Untersuchung des Kongresses die 

Besorgnis der Öffentlichkeit über krebserregende Stoffe in der 

Nahrung erregte. Der Kongressabgeordnete James J. Delaney 

und der Sonderausschuss zur Untersuchung des Gebrauchs 

von Chemikalien in Lebensmitteln und Kosmetika führte eine 

zweijährige Untersuchung der "Art, des  Umfangs und der Aus-

wirkungen der Verwendung von Chemikalien" in Lebensmitteln 

durch. Der Ausschuss hörte Zeugenaussagen über das Vorhan-

densein von Chemikalien in Lebensmitteln, die sich bei Tieren 

als krebserregend erwiesen haben. (45) Die Manufacturing 

Chemists' Association (MCA) befürchtete, dass der Kongress, 

um die wachsende Besorgnis der Öffentlichkeit über Lebens-

mittelzusatzstoffe und Pestizide zu zerstreuen, die Industrie 

dazu zwingen könnte, Chemikalien zu testen, die Lebensmit-

teln zugesetzt wurden oder kontaminiert waren.(46) Als Reakti-

on darauf beauftragte die MCA 1951 H&K. John W. Hill nahm 

persönlich an den monatlichen Treffen der MCA-Direktoren 

teil und half bei der Planung der Reaktion der MCA auf 

Delaney. (47) Größtenteils war die Öffentlichkeitsarbeit der 

MCA  erfolgreich. Der Kongress verabschiedete kein Gesetz mit 

Prüfungsauftrag, jedoch eine schwächere Gesetzgebung, die es 

der FDA ermöglichte, Chemikalien in der Lebensmittelversor-

gung zu regulieren. Rp. Delaney gelang es, das Verbot von 

krebserregenden Chemikalien in Lebensmitteln, bekannt als 

"Delaney-Klausel", in ein späteres Gesetz zur Lebensmittelsi-

cherheit einzufügen, das 1958 erlassen wurde. (45) Nachdem 

H&K ein Programm entwickelt hatte, um das Vorhandensein 

von Chemikalien in Lebensmitteln zu verteidigen, war H&K gut 

positioniert, um die Kampagne zu entwickeln, die die Welt 

davon überzeugt, dass Zigarettenrauchen nicht gefährlich sei. 

(48) 

 

Die Asbestindustrie 

Schon in den ersten Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts gab es 

zahlreiche Hinweise darauf, dass Asbest eine starke Ursache für 

Lungenkrankheiten und Krebs ist. Barry Castleman, (49) Paul 

Brodeur (50) und andere (51,52) haben die Aktivitäten der As-

bestindustrie dokumentiert, wie sie Informationen über die mit 

der Asbestexposition verbundenen Risiken in der wissenschaft-

lichen Literatur und populären Presse verhinderten. 

 

Angesichts einer massiven Epidemie hat die Industrie die Wis-

senschaft in Frage gestellt und verzerrt. Im Jahr 1967 beauf-

tragte Johns-Manville, der größte nordamerikanische Asbest-

produzent, die H&K, die empfahl, die Asbestos Information 

Association (AIA) zu gründen. Der H&K Co-Direktor der Abtei-
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lung für wissenschaftliche, technische und  umweltbezogene 

Angelegenheiten diente als erster Vollzeit-Geschäftsführer  

der AIA. Die von der Öffentlichkeitsarbeit für die Asbestin-

dustrie entwickelte Strategie war, "die Gefahren von Asbest 

zuzugeben, wenn sie nachweisbar sind (Hervorhebung hinzu-

gefügt), die Bemühungen der Industrie zur Identifizierung und 

Kontrolle der Asbestgefahren zu veröffentlichen, und schließ-

lich die oft hysterischen Anschuldigungen einiger Gruppen 

über Gefährdung durch winzige Mengen von Asbest in der 

Umwelt zu bekämpfen. "(53) 

 

DER REGULIERENDE STAAT UND DAS ANWACHSEN DER 

HERGESTELLTEN UNGEWISSHEIT 

 

Die frühen 1970er Jahre leiteten den modernen Regulierungs-

staat in den Vereinigten Staaten ein. Agenturen mit Abkürzun-

gen (z. B. EPA, OSHA, MSHA, CPSC, NHTSA) wurden  mit dem 

Ziel gegründet, die Umwelt, Gesundheit und Sicherheit  der 

Bevölkerung zu schützen. (54) Die Komplexität der regulierten 

Industrien wuchs mit der Entwicklung des Regulierungsappa-

rats. 

 

Die Gegner von Regulierungsvorschlägen stützten sich (und 

verlassen sich weiterhin) auf eine Reihe von Themen über die 

zugrunde liegende Wissenschaft. Arbeitgeber, die mit der 

Regulierung durch die Occupational Safety and Health Admi-

nistration (Arbeitsschutz- und Gesundheitsbehörde) OSHA 

konfrontiert waren, behaupteten oft, dass es keiner strengeren 

Regulierung bedürfe, weil ihre eigenen Mitarbeiter, die einer 

bestimmten Substanz ausgesetzt waren, keine erhöhte Krank-

heitsrate hatten. Diese Behauptungen wurden gewöhnlich  

aufgestellt, wenn es keine epidemiologische Untersuchung 

gab, die in der Lage war, den Zusammenhang zwischen Expo-

sition und Krankheit aufzudecken, es sei denn bei äußerst 

überwältigenden Expositionen. Die Gegner der Regulierung 

haben auch andere Argumente: Die Humandaten sind nicht 

repräsentativ, die Tierdaten seien nicht relevant, oder die Ex-

positionsdaten seien unvollständig oder nicht zuverlässig. 

Diese Behauptungen wurden oft begleitet von der Erklärung, 

dass mehr Forschung erforderlich ist, bevor Schutzmaßnah-

men gerechtfertigt sind. 

 

Krebserregende Stoffe in der Blase 

Im Januar 1973 brachten die  Oil, Chemical, and Atomic Work-

ers (OCAW) Gewerkschaft und die Health Research Group 

(HRG) eine Petition an die OSHA für eine vorläufige Notfall-

norm ein, um die Exposition der Arbeitnehmer gegenüber 

zahlreichen Karzinogenen zu verhindern. Gemäß dem Arbeits-

schutzgesetz  kann der Arbeitsminister eine vorläufige Notfall-

norm erlassen,  wenn er feststellt, dass die Arbeitnehmer einer 

"ernsten Gefahr"  ausgesetzt sind. Am 3. Mai 1973 reagierte 

die OSHA auf die Petition  von OCAW und HRG mit der Her-

ausgabe einer vorläufige Notfallnorm. 

 

Mehrere der Karzinogene der vorläufigen Notstandsnorm der 

OSHA betrafen aromatische Amine, chemische Bausteine, die 

für die Herstellung vieler kommerzieller Farbstoffe wichtig 

waren. Jahrzehnte zuvor hatten Wissenschaftler mehrere die-

seraromatischen Amine, darunter Benzidin und Beta-Naphthy-

lamin, als potente Karzinogene für die Blase identifiziert. 

(55,56) Tatsächlich, als die OSHA später ihre endgültige Karzi-

nogen-Regel (im Januar 1974) veröffentlichte, stellte die Be-

hörde fest: "Die Benzidin-Taskforce der Synthetic Organic 

Chemical Manufacturers Association (SOCMA) hat keine Ein-

wände dagegen, dass die OSHA Benzidin als krebserregend 

für den Menschen einzustuft". (57) 

 

Von Seiten der Hersteller gab es kaum Meinungsverschieden-

heiten über die Karzinogenität von Benzidin. Diese Debatte 

war bereits Jahrzehnte zuvor abgeschlossen worden. 

 

In der Tat hatten die SOCMA und andere Gegner des Plans 

der OSHAs, Benzidin zu regulieren, eingeräumt, dass die Che-

mikalie bei Menschen Blasenkrebs verursacht. Zur Rechtferti-

gung ihres Widerstands gegen die OSHA-Vorschrift behaup-

tete die SOCMA, dass zwar Arbeiter gefährlichen Konzentrati-

onen von Benzidin ausgesetzt waren, die aktuellen Arbeits-

platzbedingungen aber wesentlich verbessert wurden und 

kein Risiko für die Arbeitnehmer  darstellten. In ihrer Aussage 

vor der OSHA berichteten sie:  "Alle der gemeldeten Fälle von 

Blasentumoren bei Benzidinarbeitern, die uns bekannt sind, 

betreffen Arbeitnehmer, die Benzidin ausgesetzt  waren, bevor 

die verbesserten Herstellungs- und Verwendungsverfahren-

eingeführt wurden." (58) 

 

Ein weiterer Stoff, der in die OSHA-Regelungen zu Karzinoge-

nen Regelung einbezogen wurde, war Dichlorbenzidin (DCB), 

eine Chemikalie, die dem Benzidin strukturell ähnlich ist. Die 

Hersteller von DCB sprachen sich heftig gegen die Regulie-

rung von DCB als Karzinogen aus und behaupteten im Juni 

1973, dass es  "kein bekanntes Humankarzinogen ist und dass 

es ziemlich gute Beweise dafür gibt, dass es für den Menschen 

nicht krebserregend ist." (59) Der Unterausschuss des Han-

delsverbandes  DCB sagte der OSHA, dass "kein einziger Fall 

[Hervorhebung im Original] von Krebs oder einer anderen 

schweren Krankheit auf seine Verwendung zurückgeführt wer-

den kann ". (60) Zu diesem Zeitpunkt jedoch gab es bereits 

mehrere Studien in der wissenschaftlichen Literatur, die die 

Fähigkeit von DCB bei Tieren Krebs zu verursachen, nachwie-

sen. (61) Sechs Monate vorher führte ein Team von Wissen-

schaftlern des National Institute for Occupational Safety and 

Health (NIOSH) eine Feldstudie auf dem Gelände von Allied 

Chemical in  Buffalo, NY, durch, wo sowohl Benzidin als auch 

DCB hergestellt wurden. Das NIOSH stellte fest, dass zwar 

strenge Kontrollen der Benzidin-Exposition durchgeführt wur-

den, dasselbe jedoch nicht für DCB galt. Die Hersteller vertra-

ten den Standpunkt, es gebe "gute Beweise" dafür, dass DCB 

kein Karzinogen für den Menschen sei. Im Gegensatz dazu 

stellten die NIOSH-Forscher fest, dass die Beweise der Her-

steller lediglich auf der Behauptung beruhten, dass sie "nie 

einen Fall" von Blasenkrebs beim Menschen gesehen hatten, 

der durch Dichlorbenzidin verursacht wurde, und sie  Beweise 

ignorierten, die darauf hindeuten, dass DCB ein starkes Tier-

karzinogen ist. (62) 

 

Etwa zur gleichen Zeit stellte die Upjohn Company ebenfalls 

DCB in ihrem  Werk in North Haven, Conn, her. Upjohn hatte 

dort Mitte der 1960er Jahre  die Produktion von Benzidin auf 

DCB umgestellt. Wie Allied Chemical lehnte auch Upjohn die 

vorgeschlagene OSHA-Norm ab und behauptete, dass die 

Fälle von Blasenkrebs in seinem Werk unter Arbeitern, die so-

wohl Benzidin und DCB ausgesetzt waren, "wahrscheinlich auf 

Benzidin zurückzuführen sind." (63) Nicht anerkannt wurden 

die offensichtlichen Grenzen dieser Meinung: Die Arbeiter von 

Upjohn waren DCB nicht lange genug ausgesetzt gewesen, als 

dass es allein einen erkennbaren Anstieg der der Häufigkeit 

von Blasenkrebs in der der Anlage verursacht hätte.  Ab 1985 

traten jedoch Krebsfälle bei Arbeitern auf, die erst nach der 

Einstellung von Benzidin in der Anlage beschäftigt waren. Eine 

Studie aus dem Jahr 1995 fand ein achtfach erhöhtes Risiko 
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für Blasenkrebs bei Arbeitnehmern, die zu arbeiten begannen, 

nachdem die Exposition gegenüber Benzidin eingestellt wor-

den war. (64) 

 

Eine weitere Substanz, die die OSHA mit ihrer Karzinogen-

Verordnung anzusprechen plante, war 4,4 Methylen-bis (2-

Chloranilin), auch bekannt  als MOCA oder MBOCA. Die wich-

tigsten wissenschaftlichen Beweise, auf die sich die OSHA zur 

Rechtfertigung ihrer vorgeschlagene Maßnahme stützte, 

stammte aus Studien mit Labortieren. Der Widerstand gegen 

die OSHA Regel für diesen Stoff war heftig, wobei die Gegner 

behaupteten,  die Entscheidung der OSHA, sich auf Daten aus 

Tierversuchen zu stützen, sei "unlogisch". (65) Der Verband der 

Polyurethanhersteller behauptete, dass "keine epidemiologi-

schen oder klinischen Beweise existieren, die auch nur andeu-

ten, dass der Stoff beim Menschen karzinogen ist, obwohl Stu-

dien durchgeführt worden waren, die mehr  als 18 Jahre der 

menschlichen Exposition gegenüber MOCA beim DuPont- 

Unternehmen abdeckten." (66) 

 

Die von der OSHA vorgeschlagene MOCA-Norm wurde nie 

verkündet, und die beiden US-Hersteller von MOCA stellten 

die Produktion der Chemikalie bis 1980 ein. NIOSH-Forscher 

führten später ein Screening Programm in einer der Anlagen 

durch und berichteten, dass drei von 385 untersuchten Mitar-

beitern einen Tumor der Blase aufwiesen. Zwei der Männer 

waren Nichtraucher unter 30 Jahren und waren erstmals 8 bzw. 

11 Jahre zuvor mit MOCA in Berührung gekommen, bevor die 

Krebserkrankungen diagnostiziert wurden. (67) 

 

Vinylchlorid 

Anfang 1974 befand sich die Kunststoffindustrie in einer Krise. 

Ein Arzt von B. F. Goodrich in Louisville, Ky, berichtete über vier 

Fälle von Angiosarkomen der Leber bei Arbeitern einer Fabrik, 

die Vinylchloridmonomer (VCM) produzierte für die Herstel-

lung von Polyvinylchlorid (PVC), einem der wichtigsten Pro-

dukte dieser Industrie. Diese Art von Krebs ist beim Menschen 

äußerst selten, und der Bericht über vier Fälle in einer Anlage 

war ausreichend, um Alarm zu schlagen. (68) Bundeswissen-

schaftler leiteten unmittelbar nach dem B. F. Goodrich-Bericht 

epidemiologische Untersuchungen ein. Dutzende von Arbei-

tern in anderen VCM/PVC-Betrieben waren an dieser seltenen 

Form von Leberkrebs erkrankt (69-72) und auch epidemiologi-

sche Studien legten nahe, dass VCM/PVC-Arbeiter ein höheres 

Risiko hatten, an Hirntumoren zu erkranken. (73) 

 

Aber die Krise, mit der die Kunststoffindustrie konfrontiert war, 

verschärfte sich durch die Vorgänge in einem Forschungslabor.  

Angiosarkome wurden bei Labortieren entdeckt, die VCM-

Werten unter der damals geltenden OSHA Norm, die damals  

in Kraft war, ausgesetzt waren. Die Hersteller hatten diese  

Informationen absichtlich vor den Bundesbehörden verheim-

licht. (42) Da relativ geringe VCM-Belastung mit der Verursa-

chung von Krebs in Verbindung gebracht wurden und kein 

sicheres Expositionsniveau bekannt war, schlug die OSHA als 

neue VCM-Norm vor: "Keinen nachweisbaren Wert ." (74)  

 

Die Gesellschaft für Kunststoffindustrie (SPI) tat, was viele 

Branchen tun, wenn sie herausfinden, dass eines ihrer wichtigs-

ten Produkte krebserregend ist: Sie beauftragte eine PR-Firma. 

H&K wurde hinzugezogen, um die Industrie auf die öffentli-

chen Anhörungen der OSHA vorzubereiten und  die SPI dabei 

zu unterstützen, die OSHA davon zu überzeugen, eine gelo-

ckerte Norm zu akzeptieren. Der Rat von H&K entsprach der 

Beratung, die sie anderen Firmenkunden angeboten haben, die 

mit vernichtenden wissenschaftlichen Beweisen über die Ge-

fahren ihrer Produkte konfrontiert waren. SPI befürwortete 

einen alternativen  Expositionswert, der weniger streng war als 

der, den die OSHA  vorgeschlagen hatte. Um den Anschein zu 

erwecken, dass die Empfehlung von SPI wissenschaftlich fun-

diert war, wurde SPI von der PR-Firma instruiert, die wissen-

schaftliche Unsicherheit zu betonen und zu behaupten: "Es ist 

nicht bewiesen worden, dass eine Gesundheitsgefährdung in 

den von von SPI empfohlenen Werten besteht."(75) In seinen 

internen Dokumenten erinnerte H&K SPI jedoch daran, dass 

"man, auch daran erinnern sollte, dass die logische Folge die-

ser Aussage ist, dass es wissenschaftlich nicht bewiesen ist, 

dass die von SPI empfohlenen Werte wirklich sicher sind." (75) 

 

DIE WURZELN DER "JUNK SCIENCE" 

IN DEN TABAKKRIEGEN 

 

Gegenwärtig ist die "Junk Science"-Bewegung das prominen-

teste öffentliche Gesicht des Angriffs auf die wissenschaftliche 

Grundlage für die Entschädigung der durch Umwelteinflüsse 

geschädigten Personen und auf den Schutz der öffentlichen 

Gesundheit vor vielen solcher Umwelteinwirkungen. Anwälte 

dieser Interessen behaupten, dass viele der wissenschaftlichen 

Studien (und sogar wissenschaftlichen Methoden), die bei der 

Regulierung und in rechtlichen Arenen verwendet werden, 

grundlegend fehlerhaft, widersprüchlich oder unvollständig 

sind, so dass es falsch oder verfrüht ist, die fragliche Exposition 

zu regulieren oder Arbeitnehmer oder Anwohner zu entschädi-

gen, die angeblich durch die die Exposition krank wurden. 

 

Die Bezeichnung "Junk Science" wurde erfunden und weit ver-

breitet, um die Wissenschaft zu verunglimpfen, die Umweltre-

gulierung und Entschädigung der Opfer unterstützt. Die Junk-

Science-Bewegung versucht, Forschung  lächerlich zu machen, 

die mächtige Interessen bedroht (unabhängig von der Qualität 

dieser Forschung). Sie wurde von den denselben Industrien 

hervorgebracht, die seit Jahrzehnten Unsicherheit produzieren.  

 

Die Verteidiger von Umweltverschmutzung und gefährlichen 

Produkten fordern oft, dass politische und rechtliche Entschei-

dungen auf "solider Wissenschaft" beruhen sollen. Dies ist ein 

Konzept, das ebenfalls selten definiert wird, aber vermutlich 

das Gegenteil von dem bedeutet, was als "Junk Science"  be-

zeichnet wird. Die Forscher der Universität of California,  Elisa 

Ong und Stanton Glantz, verfolgten die Ursprünge der  sound 

science (soliden Wissenschaft) Bewegung, indem sie  Tausende 

Seiten von Dokumenten der Tabakindustrie untersuchten, die 

nach Rechtsstreitigkeiten veröffentlicht wurden. Sie dokumen-

tierten die zentrale, aber verdeckte Rolle von Philip Morris bei 

der Entwicklung  und Finanzierung der sound science Mission 

durch den Betrieb einer Organisation namens The Advance-

ment for Sound Science Coalition (TASSC).(76) 

 

Was ist Junk-Wissenschaft? 

Es ist schwierig, eine sinnvolle Definition für den Begriff  "Junk 

Science" zu finden. Peter Huber, dem oft die Prägung des Be-

griffs zugeschrieben wird, bietet eine weitreichende "Ich weiß 

es, wenn ich es sehe“-Beschreibung anstelle einer Definition: 

"Junk (Ramsch) Wissenschaft ist das Spiegelbild der echten 

Wissenschaft, mit viel von der gleichen Form, aber nichts von 

der Substanz . . . Sie ist ein Sammelsurium aus einseitigen Da-

ten, falschen Schlussfolgerungen und logischen Taschenspie-

lertricks. . . . Sie ist ein Katalog aller denkbaren Art von Fehlern: 
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Datenklau, Wunschdenken, bösartigem  Dogmatismus und hin 

und wieder klarem Betrug." (77) 

 

Die Website junkscience.com (gegründet und gepflegt vom 

ehemaligen Geschäftsführer von TASSC), definiert  Junk Sci-

ence als "fehlerhafte wissenschaftliche Daten und Analysen zur 

Förderung einer speziellen Agenda" (78). Die Seite enthält eine 

Namensliste von "Junk-Wissenschaftlern", darunter sechs ge-

wählte Mitglieder des Institute of Medicine der Nationalen 

Akademie der Wissenschaften, sowie vier Empfänger der höch-

sten Auszeichnung des American College of Epidemiology, der 

höchsten Auszeichnung des Abraham Lillienfeld Award. (79)

Wenn Wissenschaftler gebeten werden, ihre herausragendsten 

Kollegen zu nennen, scheinen sie die Meinungen der Befür-

worter des Etiketts  "Junk Science“ nicht zu teilen. 

 

Der Vorwurf der "Junk Science" wird nicht immer in tatsächli-

chen Regulierungsverfahren verwendet, vielleicht weil seine 

Verwendung die antiwissenschaftliche Neigung der Gegner 

der Regulierung der öffentlichen Gesundheit aufdecken würde. 

Er wird effektiver in öffentlichen Foren verwendet, wo Angriffe 

auf die wissenschaftliche Basis der Normen für die öffentliche 

Gesundheit eine Waffe der politischen Opposition gegen diese 

Normen sind. Wenn es keine reale wissenschaftliche Unsicher-

heit gibt, folgen Konzerne, die eine Regulierung fürchten, der 

von der Tabakindustrie entwickelten Strategie. Sie engagieren 

Wissenschaftler, die zwar nicht leugnen, dass ein Zusammen-

hang zwischen der Exposition und der Krankheit besteht, aber 

so argumentieren, dass "die Beweise nicht schlüssig sind". In-

folgedessen ist ein lukratives Geschäft mit Wissenschaft auf 

Bestellung entstanden. Berater in den Bereichen Epidemiolo-

gie, Biostatistik und Toxikologie werden häufig von Industrie-

zweigen beauftragt, um Daten anzufechten, die von Regulie-

rungsbehörden bei der Entwicklung von Gesundheits- und 

Sicherheitsstandards verwendet werden. Diese Berater analy-

sieren oft Studien, die positive Ergebnisse berichtet hatten, 

neu, wobei die erhöhten Krankheitsrisiken in der Neuanalyse 

verschwinden. 

 

Ein weiterer Beweis dafür, dass die eher profitorientierte  als 

wissenschaftliche Grundlage der Vergrößerung und Herstel-

lung wissenschaftlicher Unsicherheiten dient, kommt von Frank 

Luntz, einem politischen Berater der Republikanischen Partei. 

Anfang 2003 riet Luntz seinen Kunden, "die Debatte über die 

globale Erwärmung" durch Unsicherheiten und Betonung der 

Unterschiede unter Wissenschaftlern zu gewinnen: 

 

„Die Wähler glauben, dass es keinen Konsens über die globale 

Erwärmung innerhalb der wissenschaftlichen Gemeinschaft 

gibt. Sollte die Öffentlichkeit zu der Überzeugung  gelangen, 

dass die wissenschaftlichen Fragen geklärt sind, werden sich 

ihre Ansichten über die globale Erwärmung entsprechend än-

dern. Deshalb müssen Sie weiterhin die fehlende wissenschaftli-

che Gewissheit zu einem zentralen Thema in der Debatte ma-

chen. . . . Die wissenschaftliche Debatte  [gegen uns] geht zu 

Ende, ist aber noch nicht abgeschlossen. Es gibt immer noch ein 

Zeitfenster, um die Wissenschaft in Frage zu stellen  [Hervorhe-

bung im Original].“ (80) 

 

In Wirklichkeit gibt es einen weitgehenden Konsens unter Kli-

mawissenschaftlern über den Klimawandel. (81-83) Luntz weiß, 

dass es möglich ist, Regulierung abzulehnen (und zu verzö-

gern), ohne als umweltfeindlich gebrandmarkt zu werden,  in-

dem man sich auf die Herstellung von Ungewissheit konzen-

triert,  wenn sie nicht existiert. 

DIE INSTITUTIONALISIERUNG VON UNSICHERHEIT 

 

Wie die obige Diskussion deutlich macht, hat die Junk-Science

-Bewegung wenig Bezug zur tatsächlichen Wissenschaft. Die 

Anhänger der Bewegung haben nie eine Methode entwickelt, 

um Junk-Wissenschaft von echter Wissenschaft zu unterschei-

den. Infolgedessen bedeutet das Etikett kaum mehr als "Ihre 

Studie gefällt mir nicht." (84) Darüber hinaus jedoch wurde das 

Etikett "Junk Science" von den Gegnern der Regulierung öf-

fentlicher Gesundheit und Umwelt erfunden und wurde in ih-

ren Händen zu einem mächtigen Werkzeug bei Rechtsstreitig-

keiten. Obwohl seine Bedeutung bei genauer Betrachtung ver-

schwindet, hat der Begriff in der aktuellen Debatte über die 

Verwendung wissenschaftlicher Beweise in der öffentlichen 

Politik weitgehend Akzeptanz gefunden. (85) Obwohl ein Teil 

des Erfolgs auf die umfangreiche finanzielle Unterstützung der 

Befürworter  von Junk Science zurückzuführen ist, geleistet von 

Unternehmen, die Regulierung und Rechtsstreitigkeiten ver-

meiden wollen, liegt ein Teil des Erfolges der Junk-Science-

Bewegung in der Natur der wissenschaftlicher Erkenntnisse, 

die den Menschen betreffen. Es ist wahrscheinlich, dass in je-

der wissenschaftlichen Debatte,  die die menschliche Gesund-

heit betrifft, es verschiedene veröffentlichte Studien mit inkon-

sistenten oder sogar widersprüchlichen Ergebnissen geben 

wird. 

 

Der Erfolg der Junk-Science-Bewegung lässt sich an ihren  bei-

den wichtigsten institutionellen Manifestationen sehen: die 

Daubert-Entscheidung (26) und das Data Quality Gesetz. (28) 

Beide sind so aufgebaut, dass sie die stückweise Prüfung wis-

senschaftlicher Beweise erzwingen, im Gegensatz zur Beweis-

kraft der Fakten, die von den meisten Wissenschaftlern bei 

ihren Schlussfolgerungen im angesichts von Ungewissheit ab-

gewogen wird. 

 

 

Die Daubert-Entscheidung 

Im Juni 1993 erließ der Oberste Gerichtshof der USA ein Urteil 

in der Rechtssache Daubert gegen Merrell Dow Pharmaceuti-

cals, Inc. und verpflichtete Bundesrichter dazu, als wissen-

schaftliche Torwächter zu fungieren und als Beweismittel nur 

Expertenaussagen zuzulassen, die sie für relevant und zuverläs-

sig halten. (26) Eine aktuelle Analyse ergab, dass Richter von 

Ärzten, die als Sachverständige aussagen, verlangen, Standards 

für Kausalschlüsse anzuwenden, die die Kriterien der Ärzte bei 

der Diagnose und Behandlung ihrer eigenen Patienten über-

treffen. (86) 

 

Die Auswirkungen der Daubert-Entscheidung auf Rechtsstrei-

tigkeiten über angebliche Schäden durch gefährliche Produkte 

zeigen sich in mehreren  Fällen, die Parlodel betreffen, ein Me-

dikament, das bis Anfang der 1990er Jahren verwendet wurde, 

um die postpartale Laktation (nachgeburtliches Stillen) zu 

stoppen. Bis es vom Markt genommen wurde, hatte eine Reihe 

von jungen Frauen, denen Parlodel verschrieben worden war,  

schwere Kreislaufprobleme (einschließlich Herzinfarkten und 

Schlaganfällen) kurz nach der Einnahme des Arzneimittels. Auf 

der Grundlage von Fallberichten und Tierstudien sowie der 

Tatsache, dass Parlodel beim Menschen einen raschen Blut-

druckanstieg verursachen kann, forderte die US Food and Drug 

Administration (FDA) im Jahr 1985 die Hersteller des Medika-

ments auf, Warnhinweise vor Bluthochdruck, Krampfanfällen 

und Schlaganfällen in die Kennzeichnung des Medikaments 

aufzunehmen. Die Beweise häuften sich weiter. Die Besorgnis 

der FDA war so groß, dass sie 1994 den Hersteller von Parlodel  
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aufforderte, den Verkauf des Medikaments an stillende Frauen 

zu stoppen. (87) 

 

Als jedoch mehrere Frauen die Hersteller des Medikaments 

verklagten und behaupteten, Parlodel sei für ihre Krankheit 

verantwortlich, wurden ihre Fälle im Wesentlichen wegen man-

gelnder wissenschaftlicher Gewissheit abgewiesen. In mehre-

ren Gerichtsbarkeiten weigerten sich Richter, den Geschwore-

nen Zeugenaussagen von Wissenschaftlern oder Ärzten zu 

erlauben, die mit der FDA darin übereinstimmten, dass auf der 

Grundlage von Fallberichten, Tierstudien und der Wirkungs-

weise des Medikaments im Körper, Parlodel Durchblutungsstö-

rungen verursachen könnte. Unter Anwendung der Daubert-

Regel verlangten die Richter ein Maß an Gewissheit, das prak-

tisch unmöglich war. (86) 

 

Seit mehr als 10 Jahren ist Daubert im Lande Gesetz. Gelehrte 

und andere Autoren haben über seine Auswirkungen geschrie-

ben und aktuelle Gerichtsentscheidungen genutzt, um die Dis-

krepanz zwischen juristischen und wissenschaftlichen Beweisen 

zu illustrieren. (88-92)  Nur wenige Autoren haben die organi-

sierte Bewegung zur Ausweitung der Daubert Entscheidung 

von der Judikative auf die Exekutive untersucht, insbesondere 

auf den Bereich der Regelsetzung des Bundes. 

 

Ermutigt durch den Erfolg von Daubert bei der Begrenzung 

der Verwendung wissenschaftlicher Beweise in den Gerichten, 

unterstützen regulierungsfeindliche Interessen die Anwendung 

der Daubert-Prinzipien bei der gerichtlichen Überprüfung von 

Bundesgesetzen. (93-96) Daubert ist vor allem prominent ver-

treten in der offiziellen Position zu wissenschaftlichen Informa-

tionen für  Bundesregelungen der US-Handelskammer: 

 

„Die gleichen Standards der Relevanz und Zuverlässig-

keit, die die Rechte der Prozessparteien vor Bundesge-

richten schützen, sollten auch das öffentliche Interesse 

am Regulierungsprozess schützen.  Vorschriften, die die 

Wirtschaft und die Öffentlichkeit betreffen, sollten  wis-

senschaftlich und nicht politisch begründet sein. Des-

halb befürworten wir die Verabschiedung eines Erlas-

ses, der alle Bundesbehörden zur Anwendung  der Dau-

bert-Standards bei der Erarbeitung von Verwaltungs-

vorschriften Prozess zu verpflichten.“ (97) 

 

Befürworter von Schutzmaßnahmen für die öffentliche Ge-

sundheit sollten sich, insbesondere angesichts wissenschaftli-

cher Unsicherheit vor Forderungen hüten, Daubert auf den 

Bereich der Regulierung auszuweiten. Die rechtlichen, wirt-

schaftlichen und politischen Hindernisse für die Regulierungs-

behörden werden dramatisch zunehmen, wenn Daubert-

ähnliche Kriterien angewandt werden auf jedes einzelne wis-

senschaftliche Beweisstück zur Unterstützung einer Regulie-

rung. 

 

Das Datenqualitätsgesetz (DQA) 

Diejenigen, die sich gegen Vorschriften zur öffentlichen Ge-

sundheit wehren oder nach Methoden zur Verzögerung des 

Gesundheitsschutzes suchen, haben ein neues Instrument in 

ihrem Arsenal: das Datenqualitätsgesetz (DQA). Das Gesetz 

entstand als Zusatz zur Bewilligungsvorlage für das Finanzmi-

nisterium, eingefügt  in die Gesetzgebung von der republikani-

schen Abgeordneten Jo Ann Emerson (R-MO). Es  bestand aus 

zwei kurzen Absätzen in den 712-Seiten des Consolidated Ap-

propriations Act von 2001, (28) eingebettet zwischen Bestim-

mungen zur Übertragung des Eigentums an Grundstücken in 

Grand Rapids, Mich., und zur Beilegung eines Rechtsstreits 

über nicht-ausländische Lebenshaltungskosten. (98) Es gab 

keine Anhörungen oder Debatten über das DQA, was bedeu-

tet, dass es keine Gesetzgebungsgeschichte gibt, die zur Klä-

rung der Absichten des Kongresses bei der Verabschiedung  

des Gesetzes beitragen könnten. 

 

Der DQA ermächtigte das Office of Management and Budget 

(OMB) Richtlinien zu entwickeln,  die "die Sicherheit und Maxi-

mierung der Datenqualität gewährleisten" und Verfahren zu 

schaffen, die förmliche Anfechtungen von Informationen erlau-

ben, die von den Bundesbehörden verbreitet werden. Wenn 

jemand  glaubt, dass die von einer Behörde verbreiteten Infor-

mationen keine ausreichende "Qualität, Objektivität, Nützlich-

keit oder Integrität"  aufweisen, kann eine Korrektur beantragt 

werden. Die DQA klingt harmlos. Es ist schwierig, gegen die 

Sicherstellung der Qualität und Integrität der von der Regie-

rung verbreiteten Informationen zu argumentieren. Doch seine 

hinterhältige Konzeption legt nahe, dass die Absichten des 

DQA nicht ganz unschuldig sind. 

 

Es wurde weithin berichtet, dass Rep. Emerson diese Bestim-

mungen auf Ersuchen von Jim Tozzi, einfügte, einem Wirt-

schaftswissenschaftler des OMB in den 1970er und 1980er 

Jahren, (99-101) und Gründer von Multinational Business Ser-

vices. Herr Tozzi war ein Verfechter der von der Industrie finan-

zierten "Regulierungsreform"-Bemühungen und  Gründer des 

Zentrums für regulatorische Effektivität. Herr Tozzi rühmt sich 

stolz der Konvergenz zwischen der Junk-Science Bewegung  

und der DQA. "Das Gesetz", deutete er an, "wird einfach die 

'Junk Wissenschaft' stoppen, die zu nutzlosen und teuren Vor-

schriften  führen kann." (102) 

 

In einer im Jahr 2003 eingereichten Petition wurde das EPA 

aufgefordert, die Verbreitung ihrer Veröffentlichung Leitfaden 

für die Prävention von Asbesterkrankungen. Anleitung zur Ver-

meidung der Asbest-Krankheit unter Automechanikern von 

1986 einzustellen mit der Behauptung, die Broschüre würde 

"routinemäßig verwendet, um den falschen Eindruck zu erwe-

cken, dass die EPA eine vollständige Analyse der wissenschaft-

lichen und medizinischen Literatur durchgeführt hätte und zu 

dem Schluss gekommen sei, dass die Arbeit von Bremsenme-

chanikern in der Tat gefährlich ist und dass als direkte Folge 

durch eine solche  Exposition Bremsenmechaniker einem er-

höhten Risiko einer  asbestbedingten Krankheit ausgesetzt 

sind, einschließlich Mesotheliom." (103) 

 

Daraufhin zog die EPA die Veröffentlichung von ihrer Website 

zurück und kündigte Pläne an, sie durch eine überarbeitete 

Veröffentlichung zu ersetzen. (104) Mehr als ein Jahr nach Ein-

gang der Petition hat das EPA noch keine neue Broschüre her-

ausgegeben. 
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WIEDERHERSTELLUNG DER INTEGRITÄT DER  

ÖFFENTLICHEN GESUNDHEITSWISSENSCHAFT 

 

Jeder Student des öffentlichen Gesundheitswesens lernt im 

ersten Jahr, wie John Snow eine Cholera-Epidemie in London 

stoppte. Im September 1854 starben innerhalb von 10 Tagen  

mehr als 500 Londoner an der Krankheit. Snow verwendete 

einen Stadtplan, um den Standort eines jeden mit Cholera be-

troffenen Haushalts zu markieren. Er stellte schnell fest, dass 

Londoner, die aus einem Brunnen tranken, das höchste Risiko 

für die Krankheit hatten, und er empfahl, den Griff der Pumpe 

an dieser Wasserquelle zu entfernen. (105) Indem er die besten 

damals verfügbaren Erkenntnisse anwandte, konnten weitere 

Todesfälle vermieden werden. Hätten die Regierungsbeamten 

in London absolute Gewissheit verlangt, wären weitere 30 Jah-

re lang keine Präventivmaßnahmen ergriffen worden, bis das 

Cholera Bakterium (Vibrio cholerae) identifiziert  wurde. 

 

Der Schutz der Gesundheit der Bevölkerung erfordert Regulie-

rungen durch die Politik und Ansätze, die ausdrücklich Unsi-

cherheit anerkennen und gleichzeitig Parameter, die die Ent-

scheidungsfindung unterstützen auf der Grundlage begrenzter 

Daten in Situationen, in denen erhebliche Risiken für die men-

schliche Gesundheit oder die Umwelt bestehen. Diese Parame-

ter sollten auf dem grundlegenden Paradigma für die öffentli-

chen Gesundheit basieren: Entscheidungen müssen auf der 

Grundlage der besten derzeit verfügbaren Erkenntnisse getrof-

fen werden. 

 

Selbst wenn diese Parameter für die Entscheidungsfindung 

rigoros angewandt werden, ist die Debatte über die Wissen-

schaft, die der Regulierung der öffentlichen Gesundheit zu-

grunde liegt, wahrscheinlich nicht verschwunden, da Schutz-

maßnahmen oft mit erheblichen finanziellen Kosten verbunden 

sind. Diese Debatte wird zusätzlich erschwert durch die Abhän-

gigkeit der Regierungsbehörden von den regulierten Interes-

senverbänden.  Denn durch die begrenzte Forschungsfinanzie-

rung des Bundes wurden sie notgedrungen abhängig von vie-

len wissenschaftlichen Informationen der Industrie, die sie für 

die Formulierung von Vorschriften brauchen.  

 

Um die Auswirkungen der hergestellten Unsicherheit zu be-

grenzen und die wissenschaftliche Integrität des Regulierungs-

prozesses wiederherzustellen, muss das öffentliche Gesund-

heitssystem wieder Verfahren einführen, die Praktiker in die 

Lage versetzen, wissenschaftliche  Erkenntnisse so zu bewerten  

und anzuwenden, dass die Gesundheit der Bevölkerung und 

die Umwelt angemessen geschützt werden. Zwar gibt es keine 

Patentrezepte zur Lösung dieses Problems,  so ist doch Trans-

parenz in Bezug auf Interessenkonflikte eindeutig gerechtfer-

tigt, insbesondere in Bezug auf die finanziellen Beziehungen 

zwischen den Autoren und Sponsoren von Studien, die in Re-

gulierungs-  und Gerichtsverfahren verwendet werden. 

 

Nach einer Reihe von alarmierenden Fällen, in denen die 

Sponsoren von Forschungsarbeiten ihre finanzielle Kontrolle 

zum Schaden der Gesundheit der Öffentlichkeit ausnutzten, 

haben eine Reihe führender biomedizinischer Fachzeitschriften 

Richtlinien eingeführt, die ihre veröffentlichten Artikel transpa-

rent machen in Bezug auf kommerzielle Voreingenommenheit  

und von den Autoren verlangen, dass sie die volle Kontrolle 

und die Verantwortung für ihre Arbeit zu übernehmen. Diese 

Fachzeitschriften veröffentlichen nur noch Studien, die im Rah-

men von Verträgen durchgeführt wurden, bei denen die For-

scher das Recht hatten, die Ergebnisse ohne die Zustimmung 

oder Kontrolle des Sponsors zu veröffentlichen. In einer ge-

meinsamen Erklärung beteuerten die Herausgeber der Fach-

zeitschriften, dass vertragliche Vereinbarungen, die dem Spon-

sor Kontrolle über die Veröffentlichung erlauben, "das Gefüge 

der intellektuellen Forschung untergraben, das so viel hoch-

wertige klinische Forschung gefördert hat". (106) 

 

Bundesaufsichtsbehörden, deren Aufgabe es ist, die Gesund-

heit der Öffentlichkeit  und Umwelt zu schützen, haben keine 

Anforderungen an die "Forschungsintegrität," die mit denen 

von medizinischen Fachzeitschriften vergleichbar sind. Wenn 

beispielsweise der EPA oder OSHA Studien zur Erwägung  von 

Regulierungen vorgelegt werden, sind die Behörden nicht be-

fugt nachzufragen, wer für die Studien bezahlt hat, und ob 

diese Studien das Licht der Welt erblickt hätten, wenn der 

Sponsor mit den Ergebnissen nicht einverstanden war. Infolge-

dessen haben Sponsoren mit eindeutigen Interessenkonflikten 

keinen Anreiz, die Kontrolle über gesponserte  Forschung auf-

zugeben, die ihre Produkte und Aktivitäten bestimmen. 

 

Deshalb sollten die Bundesbehörden mindestens Anforderun-

gen stellen, dass die Integrität der Forschung mit denen der 

biomedizinischen  Fachzeitschriften vergleichbar sind: Interes-

senverbände, die Daten aus von ihnen gesponserter Forschung  

einreichen, müssen offenlegen, ob die Forscher das vertragli-

che Recht hatten, ihre Ergebnisse ohne die Zustimmung  oder 

den Einfluss des Sponsors zu veröffentlichen. (107) 

 

Einige politische Entscheidungsträger verkennen, dass nicht 

alle Studien gleich zustande kamen. Gegner von Regulierung 

beauftragen oft wissenschaftliche Beratungsfirmen, die auf 

"Produktverteidigung"  spezialisiert sind, um Daten aus Stu-

dien, die zur Unterstützung öffentlicher Gesundheits- und Um-

welt-Schutzmaßnahmen verwendet wurden, neu zu analysie-

ren.  Dies führt manchmal dazu, dass die Existenz von schein-

bar gleichwertigen oder gegensätzlichen Studien die politi-

schen Entscheidungsträger dazu ermutigen, nichts zu tun an-

gesichts scheinbar widersprüchlicher Ergebnisse. 

 

Epidemiologen wissen, dass die Ergebnisse von Post-hoc-

Analysen nicht  die gleiche Gültigkeit haben wie die Ergebnisse 

von Studien, die  konzipiert sind, eine vorherige Hypothese zu 

testen.  Regulierungsbehörden, Juristen und andere politische 

Entscheidungsträger werden oft aufgefordert, verschiedenen 

Studien ein relatives Gewicht zuzuweisen. Obwohl kein Beweis 

völlig verworfen werden sollte, sollten die Ergebnisse von Post-

hoc-Analysen (und Re-Analysen) entsprechend gekennzeich-

net werden und nicht als gleichwertig mit denen der Original-

forschung behandelt werden. Ihnen sollten weniger Gewicht 

und Bedeutung beigemessen werden. 

 

In unserem derzeitigen Regulierungssystem ist die Debatte 

über Wissenschaft zu einem Ersatz für die Debatte über Politik 

geworden. Die Gegner der Regulierung benutzen die Existenz 

von Ungewissheit, unabhängig von ihrem Ausmaß oder Be-

deutung, als Mittel gegen die Schutzmaßnahmen für die öf-

fentliche Gesundheit, die sie in finanzielle Schwierigkeiten  

bringen könnten. Es ist wichtig, dass diejenigen, die für den 

Schutz der Gesundheit der Bevölkerung beauftragt sind, erken-

nen, dass der Wunsch nach absoluter wissenschaftliche Ge-

wissheit sowohl kontraproduktiv als auch vergeblich ist. Diese 

Erkenntnis unterstreichen die klugen Worte von Sir Austin 

Bradford Hill, die er in einer Rede vor der Royal Society of Me-

dicine im Jahr 1965 sagte: 

„Jede wissenschaftliche Arbeit ist unvollständig - ob sie 
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nun beobachtet oder experimentiert. Jede wissen-

schaftliche Arbeit kann durch fortschreitendes Wissen 

umgestoßen oder verändert werden. Das gibt uns nicht 

die Freiheit, das Wissen, das wir bereits haben, zu igno-

rieren oder Maßnahmen zu verschieben, die zu einem 

bestimmten Zeitpunkt erforderlich  scheinen . . . Wer 

weiß, fragte Robert Browning, aber die Welt  kann heu-

te Nacht untergehen? Stimmt, aber nach den vorliegen-

den Erkenntnissen machen sich die meisten von uns 

bereit, am nächsten Tag um 8:30 Uhr zur Arbeit zu ge-

hen“. (108) 
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